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Ceit Jahren schon wird das P roblem  der zweiten H ypothek 
^  erörtert, und seit Jahren  bem üht sich die national­
sozialistische E rneuerungskraft an Stelle des W irrw arrs eine dauer­
hafte Lösung zu schaffen. Als m an sich entschloß, staatliche Hilfe 
durch Uebernahm e von R eichsbürgschaften für den K lein­
wohnungsbau zu leisten, betonte m an, daß es sich hier nur um  
eine Zwischenlösung handeln  solle. Im m erh in  sind in der 
Zwischenzeit schätzungsweise 650 M ill. R M . R eichsbürgschaften 
für zweite H ypotheken übernom m en w orden, und diese Sum m en 
dürften angesichts des U m fangs des sozialen W ohnungsbaues 
in den nächsten Jahren noch w eiter w achsen. W ürde m an dies 
System nun auf die D auer beibehalten , so w ürden  die Reichs­
bürgschaften allm ählich M illiarden erreichen. G elingt es, das 
Reich aus der H aftung  fü r die zw eiten H ypotheken heraus­
zulassen, dann könnte es um so lebhafter durch Reichshilfen 
an der Spitzenfinanzierung m itw irken. Im  Sinne einer Aende- 
rung des gegenwärtigen R eichsbürgschaftssystem s w irkt auch die 
Tatsache, daß das B ürgschaftsverfahren einen erheb 'ichen  Ver­
waltungsaufwand m it sich bring t. U eberw achung und  V er­
waltung allein des Inkassos der vielen kleinen H ypotheken 
bringen einen kostspieligen A ufw and m it sich.

Interessant ist in diesem  Zusam m enhang, daß auch in 
anderen L ändern  die T endenz besteht, das Risiko der zw eit­
stelligen H ypothek im m er stärker au f p rivatw irtschaftlicher 
Grundlage zu decken u nd  die staatliche Hilfe dabei einzu­
schränken. F ü r D eu tsch land  könnte m an sich eine praktische 
Regelung etwa so vorstellen, daß die D arlehnsnehm er der zweiten 
Hypothek in gewissem U m fange am Risiko der zweiten H ypothek 
beteiligt werden, wobei ihre laufende Belastung allerdings nicht 
das tragbare M aß übersteigen dürfte . Im  einzelnen wäre ein 
gangbarer Weg darin  zu sehen, daß der S chuldner einen relativ 
geringen laufenden Beitrag zu einem  V erlustdeckungsfonds 
leistet und daß für eine kleine Reihe von Jahren  die T ilgungs­
beträge des H ypo thekenschu ldners n ich t der T ilgung  dienen, 
sondern ebenfalls dem  erw ähnten  R isikofonds zugeleitet werden. 
Auch die R ealkreditinstitu te könnten  in  begrenztem  Um fange 
am Risiko der zw eiten H ypo thek  sich beteiligen, etwa auf die 
Weise, daß sie zum  Risikoausgleichsfonds gewisse Zuschüsse 
leisten oder daneben du rch  eine beschränkte G em einschafts­
haftung. Eine Subsid iärhaftung  des Reiches wäre dann nur für 
den Fall erforderlich , daß die V erluste w eder durch die an­
gesammelten A usgleichsfonds, noch durch  die begrenzten  U m ­
lagen der H aftungsgem einschaften  gedeckt w erden könnten. 
Die H aftung des Reiches w ürde dann also gleichsam  n u r das 
Katastrophenrisiko betreffen, das aber angesichts der K risen­
festigkeit der deutschen W irtschaft praktisch  wohl kaum  eine 
Rolle spielen w ird. D ie G esam tregelung bestünde also darin , 
die Beteiligung des Reiches am Risiko der zw eiten H ypotheken 
dadurch zu verm indern  oder prak tisch  gar auszuschalten , daß 
eine genossenschaftliche S chu ldnerhaftung  kom biniert w ird m it 
einer begrenzten R isikotragung der In s titu te  u n d  darüber hinaus 
der H aftungsgem einschaft. D ie geringen Z insrückstände bei 
den H auszinssteuerhypotheken sind ein Beispiel dafü r, daß die

nachstelligen Beleihungen in D eutschland kein so großes Risiko 
bedeuten , als daß nicht die Reichsbürgschaft w eitgehend durch 
das privatw irtschaftliche Risiko der Schuldner und der Institu te  
ersetzt w erden könnte.

Im  R eichsdurchschnitt waren von den deutschen Spar­
kassen Ende 1937  46,6 Proz. der Spareinlagen der H ypotheken­
anlage zugewiesen. D ieser G esam tdurchschnittssatz w urde von 
einem  T eil der Sparkassen erheblich überschritten , sogar über 
die zugelassene 50-P roz.-Q uote hinaus, von einem  anderen T eil 
bei weitem  nicht erreicht. F eh lt es fü r die letztgenannte G ruppe 
an geeigneten A usleihm öglichkeiten? Diese Sparkassen m ußten , 
da in  ihrem  Bezirk nicht genügend N achfrage nach H ypotheken­
kapital zu verzeichnen war, andere rentable satzungsm äßige 
A nlagen suchen.

H ier ein B eisp ie l: D er Rheinische Sparkassen- und G iro­
verband stellt sich in seinem G eschäftsbericht fü r 1937  auf den 
S tandpunkt, daß den Sparkassen, die im  eigenen Ausleihbezirk 
eine Anlage in H ypotheken vergeblich suchen, gestattet w erden 
m üsse, A usleihungen auch außerhalb ihres G ew ährverbands­
bezirks zu tätigen. D ie örtlich zuständigen Sparkassen könnten 
sich nich t geschädigt fühlen, sofern es ihnen aus G ründen  des 
K ontingents verw ehrt sei, im  H ypotheken-N eugeschäft die no t­
w endige Bestätigung zu finden. D er Rheinische Sparkassen­
verband un terstellt also, daß die anlagesuchenden Sparkassen 
nur in solchen Bezirken w irken, deren Sparkassen ein N eu ­
geschäft n ich t oder n u r unzureichend  pflegen können. Es wird 
sogar n u r an einen A ustausch zwischen solchen Sparkassen ge­
dacht, die zum  Bereich desselben Sparkassenverbandes gehören. 
Feststellungen, welche Kassen im  einzelnen für eine über- 
tez irk liche H ypothekenanlage in  B etracht kom m en und  welche 
G ebiete von den örtlich zuständigen Kassen m it H ypotheken­
kapital n icht versorgt w erden können, w ürden am besten von 
den provinziellen Sparkassenverbänden getroffen. Bei der augen­
blicklichen Spareinlagenentw icklung sei dam it zu rechnen, daß 
die Sparkassen, die zur Zeit ein N eugeschäft n u r in unzureichen­
dem  A usm aße betreiben, in a b s e h b a r e r  Z e i t  i h r e  v o l l e  
A k t i v i t ä t  zurückerlangen w ürden. F ü r diesen Z eitpunkt müsse 
zw ischen den betreffenden Sparkassen die verbindliche V er­
einbarung  getroffen w erden, daß die an sich örtlich  zuständige 
Sparkasse die bezirksfrem de Sparkasse ablösen könne. D ie 
örtliche Sparkasse könne sowohl bei der E r m i t t l u n g  der  
B e l e i h u n g s w e r t e  als auch bei der laufenden V erw altung der 
D arlehen  für die frem de Sparkasse als T reuhänderin  heran ­
gezogen w erden, so daß das Bedenken, das durch  eine in  en t­
fern teren  G ebieten liegende Betätigung einer Sparkasse ver­
ursacht w erde, gegenstandslos w ird. D en  Sparkassen all­
gem ein w ird auch un ter U m ständen  durch eine A usnutzung 
freier H ypothekenkontingente in der eben genannten Weise 
ebenso gedient wie dem H ypothekenm arkt, fü r den sich ge­
eignete A usgleichsm öglichkeiten ergeben. Jeder Baufachm ann 
m uß h ier durch  häufige A nträge m ithelfen, den K leinw ohnungs­
bau zu fördern .
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D e r  N e u b a u  d e r  U n i v e r s i t ä t s k l i n i k  

f ü r  Z a h n s ,  M u n d -  u n d  K i e f e r k r a n k h e i t e n  i n  R o s t o c k .

V on R e g ie ru n g sd ire k to r  P r i e s ,  S ch w erin .

J ahrzehnte h indurch hatte in Rostock die im Volksmunde 
Zahnklinik geheißene, dienstlich m it U niversitätsklinik für 

Zahn-, M und- und K ieferkrankheiten bezeichnete Forschungs-, 
Lehr- und H eilanstalt ein Gebilde dargestellt, das baulich und 
betrieblich längst nicht m ehr in der Lage war, den bescheidensten 
Ansprüchen zu genügen. In  zwei zusam m engeklebten vier­
stöckigen früheren M iethäusern aus der Zeit vor etwa 50 Jahren 
war sie m it steilen T reppchen, kleinen und  kleinsten Räumen, 
feuergefährlich, prim itiv ausgebaut und eingerichtet, bis nach 
dem U m bruch 1933  die Landesregierung an die Aenderung 
dieses Zustandes heranging.

Das Aeußere der Klinik zeigt eine ruhige, schlichte, m onu­
m entale Architektur. D er H aupteingang ist durch einen über­
deckten Pfeilervorbau aus W erkstein m it einer Freitreppe davor 
betont. Eine Vorfahrtsram pe legt sich zwischen ihn und  den 
Rasen des Vorplatzes.

In  mühevoller Zusam m enarbeit zwischen dem entwerfenden 
Baubeamten und dem K linikdirektor un ter V erw ertung aller auf 
einer dazu angesetzten Studienreise gem achten E rfahrungen war 
der E ntw urf in G rundriß  und Aufbau klar herausgearbeitet 
worden. Das städtebauliche Einfügen bedingte die Beschrän­
kung auf ein Sockelgeschoß und zwei Hauptgeschosse. D ach­
aufbauten wurden tunlichst vermieden.
Die Einzelräum e in diesen drei G e­
schossen sind nach den verschiedenen 
Arbeitsgebieten gruppenm äßig und prak­
tisch zusammengefaßt, und es darf in 
aller Bescheidenheit behauptet werden, 
daß hier eine vorbildliche Lösung gefun­
den wurde und daß diese K linik zur 
Zeit die m odernste in Europa ist.

Das Sockelgeschoß en thält an der H erbert-N orkus-Straße 
den auch äußerlich durch einen kleinen Vorbau in Werkstein 
betonten Eingang fü r die S tud ierenden . H ier befinden sich die 
technischen Laborräum e. H ier sind auch die Waschräume, 
D uschen, Bäder, W .C., ferner L uftschu tzräum e, Maschinen­
räum e usw. Besonderer W ert w urde au f die Ausbildung eines 
großen G em einschaftsraum es, eines F rühstückzim m ers mit Küche 
daneben und  L aboran tinnenzim m er gelegt.

D er nördliche T eil des K linikgebäudes um schließt einen 
schlichten Schm uckhof m it S p ringbrunnen , während der süd­
liche T eil sich um  einen nach W esten offenen H o f herumlegt, 
wo auch die Ram pen angeordnet sind, einerseits fü r den Speise­
wagen von der Zentralküche her und  andererseits für ein stufen­
loses H ineinbringen  und H inein fahren  von M enschen und 
Sachen.

Das Erdgeschoß m it dem  einen H aupteingang von der 
S trem pelstraße zeigt zunächst die repräsen tative Betonung durch 
eine 26 m lange und  5,60 m breite H alle, an der die beiden 
H aupttreppenhäuser liegen. H ier befinden  sich die Räume für 
Verwaltung, V erkehr und  Betrieb u nd  vor allem die klinischen 
usw. H auptabteilungen. H ier sind ferner eingeordnet die 
Aerztezim m er, ein kleiner H örsaal m it 60 P lätzen und im Hof

Alter Zustand.

O B E R G E S C H O S S
Ein Laboratorium im neuen Haus.
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des südlichen Flügels die W ohnung fü r den H ausw art. Nach 
dem Schm uckhof liegen zwei offene T errassen , die im  Som m er 
auch als W arteraum  benu tz t w erden können.

Das O bergeschoß hat den großen  H örsaal m it 120  S itz­
plätzen und die dazu nötigen N ebenräum e. U nm itte lbar schließt 

^  sich die C hirurgische Poliklinik an. H ie r liegt auch der Opera-
Ej tionsraum m it der Z en tra lste rilisa tion  und  in der N ähe die
3  Röntgenabteilung sowie die physikalische Behandlung einerseits,

ein klinisches H aup tlabor fü r Photo- und  M ikroskopierarbeiten 
andererseits. F erner b efinden  sich in diesem G eschoß die 
Bibliothek und im  S üdflügel die B ettenstation  m it E in- und 

Li M ehrbettzim m ern (einstw eilen fü r 20 B etten eingerichtet),
Tagesraum, T eeküche, Schw esternzim m er, B äder-, W asch- und 

H W irtschaftsräume und  im  K opf des Flügels zwei A ssistenten­
wohnungen m it einem  kleinen G em einschaftsraum .

1

>x

■

s

Aufnahmen: M. Brauer, Rostock.

D ie bauliche A usstattung ist in  gediegener, schlichter F orm  
dem  Zweck der einzelnen Räum e u n d  R aum gruppen  angepaßt. 
Von V erkachelungen im  un teren  T eil der W ände w urde w eit­
gehend G ebrauch gem acht. D ie F ußböden  haben  je nach der 
A rt u n d  dem Zweck des Raum es Fliesen, Parkett, L inoleum  
und  einfache B retter. I n  der H aupthalle liegen Solnhofener 
P latten , u nd  die massiven T reppen  sind m it grauem  T errassin- 
stein u nd  deutschem  Juram arm or belegt. Alle A nstriche sind 
in  lichten F arben  gehalten.

D er E n tw u rf stam m t von O berbaurat F ranz W achenhusen 
in  Rostock. D ie grundlegenden A usführungszeichnungen dazu 
fertigte der Arch. K u rt Schifferdecker, R egierungsbaureferendar, 
an. Spätere B auleitung: R egierungsbaurat M ester. Als ö rtlicher 
Bauleiter au f der Baustelle selbst bew ährte sich der H ochbau­
techniker K reß. D ie Bauoberleitung hatte der Verfasser.

Universitätsklinik in Rostock. Entwurf: Oberbaurat Wachenhusen, Rostock
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G u t  g e s c h m i e r t  —  a b e r  s c h l e c h t  g e f a h r e n !

Von D r. ju r. S t e i n b e i ß e r .

I I .
M itte l lo se r  e r h ä l t  195  o o o -R M .-A u ftra g !

W ie oft mag sich der redliche U nternehm er darüber w undern, 
daß bei Ausschreibungen sein technisch wertvolles Angebot 

keine Berücksichtigung findet und  der A uftrag stets der K on­
kurrenz oder gar einem ortsfrem den Bewerber zufällt?

Liest man dazu die Prozeßgeschichte des Bestechungs­
skandals beim G em einnützigen Bauverein D orm agen aus dem 
Jahre 19 35 , so braucht sich in ähnlichen Fällen niem and über 
eigenartige A uftragsvergebung zu w undern. Bei diesem Bauverein 
war nämlich der A rchitekt als A n g e s t e l l t e r  des Bauvereins 
dam it beauftragt, von einer Anzahl von U nternehm ern  Angebote 
für die E rrichtung von 40 Eigenheim en einzuholen. Von orts­
ansässigen U nternehm ern wurde ein gemeinschaftliches Angebot 
über 232985  RM . abgegeben. Andere in die engere W ahl kom­
mende Angebote lagen nicht vor, so daß die U nternehm er aus dem 
O rt m it ihrem  durchgeprüften Angebot an sich m it der Erteilung 
des Zuschlages rechnen durften.

Es kam indessen anders: der A rchitekt L . tra t nämlich mit 
dem mittellosen Bauingenieur B. aus D üsseldorf in Verbindung. 
Dieser bot einen billigen L .-S te in  zur Verwendung an und L. war 
auch dam it einverstanden, verlangte jedoch, obwohl er A n g e ­
s t e l l t e r  d e s  B a u v e r e i n s  war und  zudem  noch ein H onorar 
von 12000  RM . erhielt, eine Entschädigung von 2000 RM . E r 
sagte dafür nicht nur die Verwendung der billigen L .-S teine zu, 
sondern gewährte dem m ittellosen B. auch noch E i n s i c h t  in 
die anderen Angebote. D araufhin  gab B. im  E inverständnis m it 
dem Angestellten L . ein entsprechendes Angebot über 195000 RM  
ab und erhielt auch tatsächlich den Bauauftrag. B. war jedoch 
weder zur A usführung des Auftrages noch zur Zahlung der 
Schm iergelder von 2000 RM . im stande. D ie Folge davon war, 
daß ein weiterer B auunternehm er aus K refeld gleichfalls in 
die Sache hineingezogen w urde: diesen veranlaßte nämlich 
der mittellose B. zur Zahlung der B e s t e c h u n g s g e l d e r  an L., 
und im Einverständnis m it L ., dem sauberen Angestellten des 
Bauvereins, wurde ihm dafür auch der Bauauftrag übertragen.

Einem  V ertreter der Fabrik, die die billigen L.-Steine 
herstellfe, gelang es glücklicherweise, die ganze Bestechnungs- 
affäre nur als Zeuge m itm achen zu müssen. E r  erkannte noch 
rechtzeitig, als B. von ihm  die Zahlung der 2000 RM . forderte, 
daß es sich dabei um  Schm iergelder handelte, und  lehnte pflicht­
gemäß ab. Das Schlußwort in der ganzen Angelegenheit sprach 
die 2 . Große Strafkam m er des Landgerichtes D üsseldorf am 
2 1 . Juni 1937  (13  M s. 4 /37): der Hauptangeklagte wurde zu einer 
Geldstrafe von 2000 RM . — in erster Instanz waren es nur 
1200  R M .! — verurteilt und gegen die übrigen Angeklagten 
wurde das Verfahren auf G rund  des Amnestiegesetzes ein­
gestellt.

D en A usführungen des D e u t s c h e n  V e r e i n s  g e g e n  
B e s t e c h n u n g  e. V. (S. 100 der M itteilungen), daß gegen der­
artige Bestechungsfälle im Baugewerbe m it viel strengeren M aß­
nahm en eingeschritten w erden müsse, kann im  vollen Umfange 
zugestim m t w erden; denn nur hohe Strafen werden geeignet 
sein, den für die Allgemeinheit untragbaren E lem enten die 
üble G ewinnsucht auszutreiben.

3 1  A n g ek lag te  in  e in e m  P ro z e ß !
Von dem bereits aus der Tagespresse hinreichend bekannt­

gewordenen Schneidem ühler Bestechungsprozeß sei hier nur 
das U rteil der Großen Strafkam m er des L andgerichtes Schneide­
m ühl auszugsweise m itgeteilt:

Angeklagt waren insgesam t 3 1  Personen, darunter U nter­
nehm er und  H andw erker, G eschäftsführer und  kaufmännische 
und technische D irektoren, S teinbruchbesitzer und Steinbruch­
direktoren, Ingenieure und vor allem Inspektoren der Reichs­
bahn. Sämtlich hatten sie sich der aktiven bzw. passiven Be­
stechung, in einfacher und schwerer F orm , zu verantworten 
Es wurden näm lich Aufträge für Bauten und  L ieferungen syste­
matisch nur an bestim m te Personen vergeben, die entsprechende 
Vorteile gewahrten. Von den 3 1  Angeklagten wurden 20 verur­
teilt, gegen 3 w urde das V erfahren eingestellt und  8 wurden 
AngeklagtenCn' ExemPlarische S trafen erhielten die H aupt-

Reichsbahnoberinspektor K. 4 Jahre 6 M onate Zuchthaus 
techn. Reichsbahninspektor T . 3 Jahre Zuchthaus,

R ^chsbahm nspektor G ' 2 J a h r e  9 M onate Zuchthaus 
R e V h ^ h mnSpet t0r 2 Jahre 3 M onate Zuchthaus, 
ReirhsKaU nSpe^t0r Yl 1 J ahr 9 M onate Zuchthaus, 
*^chsbahn inspek to r M - 1 J ahr 9 M onate Zuchthaus 

Etwas milder nelen die Strafen der übrigen Angeklagten bei 
denen es sich meist nicht um Beamte handelte, aus:

B auunternehm er H . 7 M onate G efängnis,
G eschäftsführer einer Baugesellschaft 8000 RM . Geldstrafe 
kaufm. D irektor der Baugesellschaft 3 M onate Gefängnis und 

10000  R M . G eldstrafe, 
kaufm. D irek tor der Baugesellschaft 1 Jah r Gefängnis und 

1000  R M . G eldstrafe,
S teinbruchbesitzer W. 8 M onate G efängnis usw.

Insgesam t w urden gegen die 20 veru rte ilten  Angeklagten 16  Jahre 
Z uchthaus-, 7 Jahre 1 1  M onate u n d  2 W ochen Gefängnis- und 
G eldstrafen in H öhe von 48 100  R M . ausgesprochen. Außerdem 
w urden zusam m en 108  661  R M . B estechungsgelder für dem 
Reiche verfallen erklärt. D iese Sum m e von über 100000  RM 
beweist am besten, wie skrupelos h ier bestochen worden ist 
D ie schweren Strafen sind daher n u r zu begrüßen.

B e a m te n b e s te c h u n g  b e i B a u le i te r n !
Gegen die vielfach vertretene A nsicht, daß nur Beamte 

im  staatsrechtlichen Sinne als Beam te i. S. v. § 359 StGB anzu­
sehen seien, w ird in  der R echtsprechung einhellig Stellung 
genom m en. N ach der ständigen R echtsprchung  des Reichs­
gerichtes sind näm lich Beam te im  strafrechtlichen Sinn (§ 359 
StGB) auch die nu r vertraglich angestellten Bauleiter und Bau­
füh re r staatlicher u nd  kom m unalörtlicher B aubüros, weil sie 
näm lich durch einen öffentlich-rechtlichen Auftrag zu ihren 
D ienstverrichtungen bestellt sind. Es genügt, w enn der Bau­
leiter von einer der A ufsicht des M inisterium s unterstehenden 
Behörde zur E rfüllung seiner A ufgaben eingesetzt ist und seiner­
seits die B auführer etwa zu  folgenden A rbeiten bestellt: Auf­
stellung der F irm en, die zu A ngeboten aufgefordert werden 
sollen; G ruppierung  der F irm en  nach ih rer G röße zwecks Vor­
bereitung der Zuteilung von A ufträgen; V orbereitung von 
A usschreibungen; B auaufsicht; A bnahm e von Arbeiten und 
L ieferungen; K ontrolle der Poliere usw. W er also einem in 
solcher S tellung befindlichen Bauleiter oder Bauführer Gelder 
zwecks G ew ährung von V orteilen anbietet oder zahlt, macht 
sich der B eam tenbestechung schuldig, gleichgültig ob er den 
Bauleiter bzw. B auführer als Beam ten ansah oder nicht. An­
dererseits hat sich der pflichtvergessene Bauleiter oder Bau­
führer im gegebenen Fall wegen passiver Beamtenbestechung 
zu verantw orten. D ie G efahr, wegen Unregelmäßigkeiten, 
die m itun ter ganz geringfügig erscheinen m ögen, m it schweren 
Strafen belegt zu w erden, ist deshalb groß, u nd  jedem Bau­
gew erbetreibenden mag die S trafsache gegen m ehrere Bauleiter, 
B auführer und U nternehm er bei H eeresbauten  vor dem Land­
gericht U lm  a. d. D . zu r L ehre d ienen:

Sämtliche Angeklagten hatten  fü r die Vergebung von 
A ufträgen Zuw endungen gem acht oder angenom m en und auf 
diese Weise aktive bzw. passive Bestechung begangen. Der 
B autechniker m ußte dafür auf 1 Jah r ins G efängnis, der Architekt
I . auf 7 M onate, und  ein F u h ru n te rn eh m er w urde gleichfalls 

zu 1 Jahr Gefängnis verurteilt.

„ K le in g e ld “ in  B r ie fu m s c h lä g e n .
.̂cE? n *m. letzten H eft der „D eu tschen  B auhütte“ wurde 

darau fh ingew iesen , daß die S taatsanw altschaft und das Gericht 
auch h inter m ehr oder weniger ra ffin ie rt angelegte Bestechungs- 
m anover kom m en. Das m ußte erst kürzlich das frühere Vorstands­
m itglied der E isenbahnerbaugenossenschaft in  D resden erfahren. 
In  den Jahren 1926— 1932  schob er näm lich den beiden mit- 
angeklagten B auunternehm ern Bauaufträge fü r insgesamt neun 
M illionen R M  zu. D afür zeigten sich die glücklichen Unter­
nehm er in sehr diskreter W eise erkenntlich . Bei Baubesichti- 

3 u Baustellen, in  B aubuden und  Polierbuden steckten 
i m  „heim lich  verschlossene Briefum schläge zu, die stets 

PntSt,Ji°tn vvr tu ?hut,gen V orsitzenden erw artete „K leingeld“ 
^  mC^  anders zu erw arten  war, stellten sämtliche 

A ngeklagten diese Z uw endungen  als ganz harm lose Zuwen-
F m frh l;  i n Un, WDg -e,n es sogar’ m it dieser V erteidigung eine
^ i r U  i  8u i  R eichsgerichtes herbeizuführen . Das Reichs­
t e n  An hschaute aber die ganze Schmiergeldwirtschaft
verirhr  atY ^3S E an dge r>cht. M it R echt lehnte es das Reichs­
t e ^  3U die Z uw endungen der U nternehm er in Höhe von 
i k ü T ¡ i Y ' , 3'l5 ” h arm los“ anzusehen, zum al der Haupt- 
dem „nrh o Cp . , 00° ~ 7 ° ? 0 G ehalt bezog und  außer-
schaft erh ieu  °a  • seine T ätigkeit bei der Baugenossen- 
fiel das IJrteii ^ tlgeS1C,h; s der ungeheuren  Bestechungsgelder 
0 M onaten aUS' der H auptangeklagte wurde zu
anveklaaten f  P S u1S U I0000°  R M . G eldstrafe und die mit-
f ä npnk  i m i  rel8^bigen U n ternehm er zu je 2 M onaten Ge-
d e ^  wnrYe 5oo 0 bzw- 10 0 0 0  R M . G eldstrafe verurteilt. Außer- 
erklärr ( R r 1 i ° u  Schm iergelder fü r dem  Reich verfallen
erklärt (R G  1 . F ebruar 1938  4 - D . 758 /3 7 ). (Schluß folgt!)
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V o n  d e r  S t a d t  D r e s d e n  

p r ä m i i e r t e s  Z w e i *  

f a m i l i e n h a u s  f ü r  

2 4 0 0 0  R M .

Architekten:
Buchka u. Schlie, Dresden.

Aufnahmen: Buchka u. Schlie.

D as G ebäude ist vollständig un terke lle rt, 
Z iegelbau, D achdeckung in  holländischen 
P fannen , zen tralbeheizt.

C s  verdient aus der bun ten  Ge- 
schichte des E infam ilienhaus­

baues in  deutschen S tädten  du rch ­
aus auf dessen G estaltw andel h inge­
wiesen zu w erden. E in s t: stilistischer 
Fassadenaufp u tz u n d  Besitzaufw and 
m it D achgruppen  — heute E infach­
heit des Baukörpers, P runkbeseiti­
gung, viel L u ft und  L ich t durch 
F ensterre ihen .

Schon vor etwa 35 Jahren  hatte 
die „D eu tsche B auhütte“  die P räm i­
ierung von guten  und vorbildlichen 
H äusern  als dauernde A nerkennung 
der E rbauer em pfohlen. V er­
schiedene S tädte haben dann bald 
P laketten  u nd  Preise verliehen. D ie 
P re isrich ter w aren auch M enschen, 
und so erhielten  dam als öfter jene 
m odischen H äuser eine A uszeich­

nung, deren  F orm en  später belächelt w urden. 
So endete der P räm iierungsw ille.

Bei diesem  H ause ist es etwas ganz anderes. 
D ie äußere A uffälligkeit, also die hübsche 
E inkleidung ist bei der P räm iierung  voll­
kom m en ausgeschieden. M aßgebend war jene 
glückliche F orm , die sich sozial als Bürgerhaus 
in ihre U m gebung einfügt. D a ist der gute, 
von jeder Extravaganz ferne G ru n d riß , der 
heutigen W ohnansprüchen genügen will, die 
V ersorgung des H auses m it viel L u ft und 
L icht.

D as H aus hat einen um bau ten  R aum  von 
rund  850 cbm  bei einer reinen  nu tzbaren  
W ohnfläche von 150 qm  (ohne N ebenräum e).

D ie reinen  Baukosten betragen  24000 R M . 
einschl. des A rch itek tenhonorars.

04152688
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S o l l e n  u n z u r e i c h e n d e  l ä n d l i c h e  W o h n u n g e n  w e i t e r  b e s t e h e n ?

D er bei weitem größte T eil der A rbeit der „D eutschen 
Bauhütte“ für das V orwärtstreiben von A uftrags-Erteilungen 
für das Baufach in Städten und auf dem  platten Lande ist un­
sichtbar. Es ist auch ungeheuer schwer, die gewaltige Masse des 
Landes zur Erneuerung der heruntergew irtschafteten Gebäude 
einigermaßen in Gang zu bringen. Es ist ungefähr so wie m it 
der kranken Bäuerin, fü r die der D oktor noch lange n icht geholt 
wird, wohl aber eher fü r die erkrankte K uh. U nd  jetzt» wo die 
großen Rufe an das Volk alle Schaffenden aufrütteln , kom m t es 
darauf an, auch die W iderstände, H em m ungen und  Tücken zu 
überwinden, durch die der ländliche A rchitekt und Baumeister 
systematisch abgehalten wird, die D orf-Erneuerungs-A rbeiten  
auszuführen.

Es gibtaußer den H u n d e r t t a u s e n d e n  v o n  k r a n k e n  
S t ä l l e n  auch noch fürchterlich verw ahrloste Rückstände an 
W o h n - P f e r c h e n  für die landw irtschaftlichen A rbeiter. Eines 
Tages wird bei uns der K asernenbau fertig sein, dann kom m t die 
Erneuerung des landwirtschaftlichen Bauwesens an die Reihe. 
Vorher aber kom m t es darauf an, daß der Baufachm ann der 
K leinstadt und des D orfes den Bauern zum  Bau-Auftraggeber 
selbst heranzieht. H ierfür ist auch ein Weg vorhanden, von 
dem nur die allerwenigsten wissen: Das liegt in der Ueber-
w indung der bäuerlichen Vernachlässigung gewisser Pflichten, 
des Zwanges zur H erstellung ländlicher Schandwohnungen.

U nzureichende G utsw ohnungen fallen un ter gröbliche 
Verletzungen der durch die Betriebsgem einschaft begründeten 
sozialen Pflichten; sie werden nach § 36 des Gesetzes zur Ordnung 
der nationalen A rbeit vom 20 . Januar 1934  (RGBl I S. 45) als 
Verstöße gegen die soziale Ehre von den E hrengerichten gesühnt. 
D ieser T atbestand ist nach U rteilen des Reichsehrengerichtshofes 
gegeben, wenn die bereitgestellten D ienstw ohnungen nicht in ein­
wandfreiem Zustande gehalten werden und  fü r hygienisch und 
sittlich einwandfreie Betriebs-, A ufenthalts- und  T oile tten­
räum e gesorgt wird. Derartige M ißstände findet m an leider sehr 
häufig auf dem L ande an, obwohl es trotz der anerkannten N ot­
lage der Landw irtschaft möglich gewesen wäre, diesen M iß­
ständen abzuhelfen. So geht aus einem U rteil vom 5 . Februar 
J935 (IV /34) hervor, daß auf einem G ute in der Provinz Ost­
preußen alle in alten A rbeiterhäusern des G utes befindlichen 
W ohnungen äußerst beschränkt waren. E ine einfenstrige heiz­
bare Stube von 4,6 zu 5,70  qm diente einer 9 Köpfe starken 
Familie zugleich als W ohn- und Schlafraum . A ußerdem  war 
lediglich eine unheizbare, als Vorratskam m er benutzte Kamm er 
und davor ein ins Freie führender V orraum  vorhanden, der als 
Küche diente. E in anderer A rbeiter hatte etwa die gleichen 
Räume fü r eine acht-, früher sogar zehnköpfige Familie inne.

Alle W ohnungen hatten  fast durchweg Zem entfußboden. 
Die Fenstereinfassungen waren verm orscht, die A ußentüren 
zeigten teilweise starke Risse, die Innentüren  große Fugen. Die 
Oefen und H erde waren nicht in O rdnung, die Decke nicht ge­
weißt, also alles verwahrlost.

A borte waren nicht vorhanden, und der offene Brunnen lag 
etwa 100 Schritt entfernt in der Wiese, so daß bei Regen oder 
Tauw etter das Wasser verschm utzt wurde. W enn auch die W ohn­
bedingungen der L andarbe ite r auf den G ütern  des Ostens und 
des Nordostens des Reiches in  weitem Um fange keine besseren
sind w orauf in  den U rteilsgründen hingewiesen wird  ,
so sind dennoch die geschilderten W ohnungsverhältnisse schon 
nach Größe und E inrichtung der W ohnungen für noch dazu 
kinderreiche Arbeiterfam ilien unm öglich, und auch schwere 
wirtschaftliche Bedrängnis des Betriebsführers galt beim Gericht 
nicht als Entschuldigungsgrund.

Ein anderes U rteil vom 2 7 . Mai 1935  (Reg. 1 1 3 5 ) betrifft 
einen Erbhof. Auch hier waren die U nterkunftsverhältnisse äußerst 
unwürdig. Außerdem  wurde zweifellos der U nzucht dadurch 
Vorschub geleistet, daß zwischen den Räum en der K nechte und 
der Mägde keine verschließbare T ü r  vorhanden war. Auch die 
Aborte lagen und waren n icht so eingerichtet, wie es Anstand 
und gute Sitte erfordert. H ier m ußte der T reuhänder eingreifen. 
M itte April 1937  hat das soziale E hrengericht fü r den T reu ­
händerbezirk Schlesien einen M olkereipächter zur Rechenschaft 
gezogen weil er seine G efolgschaftsm itglieder in unzureichenden 
W erkwohnungen untergebracht hatte. In  der U rteilsbegründung 
wurde ausgefuhrt, daß jetzt im vierten Jahre der nationalsoziali­

stischen Revolution keine M ilde gegenüber B etriebsführern  geübt 
werden könne, die es n ich t unterlassen , ihre Gefolgschaftsmit­
glieder in unzureichenden W erkw ohnungen unterzubringen.

Eine reichsgesetzliche Regelung der W ohnungsaufsicht ist 
in Preußen erstm alig durchgeführt durch  das Wohnungsgesetz 
vom 28 . M ärz 19 18  (GS S. 2 3 ), wonach durch  örtliche Polizei­
verordnung (sog. W ohnungsordnungen) die Benutzung der 
G ebäude zum  W ohnen und  Schlafen geregelt werden kann. 
D iese W ohnungsordnungen können auch V orschriften treffen 
über eine den gesundheitlichen A nforderungen  entsprechende 
bauliche Beschaffenheit und  Instandsetzung  der Räume, Haus­
flure usw., über die Zahl und  Beschaffenheit der nötigen Aborte, 
über die im gesundheitlichen u nd  sittlichen Interesse mögliche 
Belegung der Räum e usw. M indestanforderungen  müssen vor­
geschrieben w erden für A rbe ite r-U nterkunftsräum e. W ird nun 
durch die W ohnungsaufsicht, welche den G em einden über­
tragen ist, festgestellt, daß eine W ohnung den an sie gestellten 
A nforderungen nicht genügt, so kann der Gemeindevorstand 
einschreiten und erforderlichenfalls Zw angsm ittel ergreifen.

Ein Ansatz zur einheitlichen Regelung fü r das ganze Reich 
kann in dem Schreiben des R eichsarbeitsm inisters vom 26 . Ok­
tober 1934  (RAB1 N r. 3 1 ) an die Sozialm inisterien der Länder 
erblickt w erden, w orin R ich tlin ien  über die M indestanforde­
rungen aufgestellt w urden, die fü r U nterkunftsräum e der in die 
häusliche G em einschaft des U n ternehm ers aufgenom m enen oder 
an der A rbeitsstätte w ohnenden G ehilfen, Lehrlinge, Ver­
käuferinnen usw. in gew erblichen und H andelsbetrieben zu 
stellen sind. F ü r die ländlichen V erhältnisse w ird m an allerdings 
n icht den gleichen M aßstab anlegen wie an städtische Ver­
hältnisse.

Z u r  K r e d i t g e w ä h r u n g  i m  B a u g e w e r b e .
In  ihrem  G eschäftsbericht fü r 19 37  g ib t die National-Bank, 

A .-G ., in Essen u. a. eine recht in teressante U ebersicht über 
die A rt der von ih r gew ährten K redite . E ine Zergliederung 
derselben auf die einzelnen W irtschaftsgruppen  zeigt beispiels­
weise, daß in A nspruch genom m en haben

S tück­
zahl

1936
taus.R M .

S tück­
zahl

1937
taus.RM.

Schreiner, Z im m erer . . . . 18 79 3 1 15 1
K lem pner, Schlosser, 

D ac h d ec k er............ 26 58 37 128
M aler und A nstre icher.. 32 35 2 1 S2
Baugeschäfte und Bau- 

zw isch en k red ite ........ 86 1 3 1 8 81 I 791

162 1490 170 2122
Diese T abelle zeigt, daß die K redite  an die verschiedenen 

baugewerblichen G attungen  eine besondere E rhöhung  fanden. 
W enn auch die Stückzahl keine starke V eränderung erfahren 
hat, so nahm en doch die ausgeliehenen Beträge im ganzen von
1 ,5  auf 2 ,1 2  M ill. R M . zu. D ie rech t beträchtliche Zunahme 
der K reditgew ährungen im  Baugew erbe hat ihre Ursache in 
der allgem einen U m satzsteigerung, w odurch nicht nur erhöhte 
A ufw endungen für V orräte, sondern  in  gleicher Weise auch 
für L öhne und fü r erhöhte A ußenstände h inzutreten . Die in 
Frage kom m enden K redit-B eträge w urden ausgeliehen in einem 
G ebiet, das sich in der H auptsache auf den Bezirk des Gaues 
Essen, also auf einen der insgesam t 40 G aue Groß-Deutsch- 
lands erstreckt. W ollte m an von örtlich  begrenzten Zahlen 
einen vergleichsweisen Schluß ziehen auf gesam tdeutsche Ver­
hältnisse, dann dürfte  man, selbstverständlich  im m er nur mit 
gebotener Vorsicht, folgendes sagen: E ine K redit-Sum m e von 
2 , i 2 M ill. RM . für die verschiedenen A rten  des Baugewerbes 
dür ten dann fü r G roß-D eutsch land  vielleicht eine solche von 
ungefähr einer halben M illiarde R M . en tsprechen bzw. einer 
so chen von rund  85 M ill. R M ., je nachdem  m an bei einem 
so c en Vergleich ausgeht von der flächenm äßigen Ausdehnung 
oder von der beiderseitigen Bevölkerungszahl. In  Anbetracht 
der bevolkerungsm äßig sehr starken U ebersetzung des Ruhr- 
ge ietes dürfte natürlich  die verhältn ism äßig  fehlerfreieste Ver- 
gleichszahl näher bei der n iedrigeren  Ziffer liegen.
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K e h r t  a l t e  T e c h n i k  w i e d e r ?

E s bedarf in der Baustoffverteilung besonderer M aßnahm en, 
um die der B auw irtschaft zugew iesenen dringlichen B au­

aufgaben durchführen zu können. Ziegel fehlen  an vielen O rten .
Der Baustoffm arkt ist stark belastet, denn es m üssen 

nicht nur die M engen fü r den gesteigerten B edarf der dringlichen 
Aufgaben erzeugt u nd  beschafft w erden, sondern auch E rsatz 
für die Baustoffe, auf die in der privaten  B auw irtschaft verzichtet 
werden muß.

Die W irtschaftlichkeit im  A ufbau in den abgelegenen G e­
bieten wird durch ortsfrem de Baustoffe, besonders durch die

Beschaffung der 
Ziegel aus größe­
rer E ntfernung 
(Frachtw ege) ge­
fährdet. D er Sied- 
lungs- und W oh­
nungsbau d arf aber 
auch in den länd­
lichen G ebieten 
keine U n te rb re ­
chung erfahren. 
M an w ird also 
wieder m ehr zu 
den örtlich vor­
handenen Bau­
stoffen greifen 
m üssen.

D er Fachw erk­
bau w ar in  den 
m eisten L andge­
bieten vorherr­
schend und auch 
bei der H olzver­
knappung ohne 

Schwierigkeit 
durchzuführen, 

weil bei seinem 
sparsam en A ufbau 
die wenigsten Bau- 
und  Werkstoffe 
notw endig sind, 
weil Holz in den 
m eisten Fällen in 
der N ähe zu haben 

war und dessen G ü teanforderungen  herabgesetzt sind! Auch 
ist es nicht schwierig, die fehlenden Ziegel durch  örtlich vor­
handene Stoffe zu  ersetzen, denn  in  den m eisten G egenden ist 
Sand, Kies, lehm iger Kies, L ehm  oder L ehm  m it M ergel 
durchsetzt vorhanden.

W arum  soll daher nicht wieder zu der uralten, billigeren 
A rbeitsw eise der A usstakung, dem  K leib- oder Sprenkelw erk, 
niedersächsisch K atw erk, zurückgegriffen werden. K leib- 
oder K atw erk ist die senkrechte Fachholz- (Leitholz-) A usstak­
ung (etwa 4/4 dm stark) in  A bständen und  w aagerecht oder 
geneigt schlangenförm ig verflochtene F achgerten  (Ruten) aus 
vollkom m en trocknem  W eiden-, Buchen- oder E ichehabfall bzw. 
Reisigholz, durchschnittlich  10  m m  stark; siehe die A bbildungen.

Bei der nachstehenden G egenüberstellung der Preiskalku­
lationen ist natürlich  vorausgesetzt, daß es sich auch bei dem 
Kleibw erk um örtliches oder in der N ähe vorhandenes M aterial 
und  um  eingearbeitete K räfte handelt. Die H erstellung des 
Flechtw erkes ist jedoch in kurzer Zeit von jedem ungelernten  
A rbeiter zu erlernen. D er Verfasser selbst hat in einem  K ursus 
etwa 8 Tage dazu gebraucht. D ie V orhaltung der G erüste ist
außer Ansatz geblieben.
K leibw erk:

1 qm  Geflecht (Fachholz, G erten , R ohr- bzw.
H eidelehm ausfüllung), M aterial und L o h n . . . 2,30 R M .

1 qm Innenpu tz in L ehm kalkm örtel, Raum seite, 
einschl. Pappisolierung und R ohrung m it ver­
zinkten N ägeln, M aterial und  L ohn    1,00  RM .

1 qm A ußenputz in Lehm kalkm örtel m it A nstrich
der Fachw erkhölzer, M aterial und Lehm  . . . . . 1,90 RM .

z u sa m m e n ............  5,20 RM .
A usm auerung :

1 qm  A usm auerung (Norm alziegel, K alkm örtel, 
D reikantlatten  an den S tändern), M aterial und 
L o h n ........................... ........................... . ..............  3,90 R M .

1 qm  Innenpu tz  in K alkm örtel einschl. Pappiso­
lierung der Fachw erkhölzer, R ohrung m it ver­
zinkten N ägeln und  G ipszusatz, L ohn  und M a­
terial ......................................................    . . . 1 ,30  RM .

1 qm  glatten A ußenputz in  verlängertem  Z em ent­
m örtel m it A nstrich der Fachw erkhölzer (K alk­
m örtel, Zem entzusatz und A nstrich), L ohn  und 
M a te r ia l.................................................................. ........ .. 2,30  R M .

z u s a m m e n .........................  7,50  RM .
Die A usfachung im  Kleibwerk wird sich dem nach bei ein­
gearbeiteten K räften  um  30 Proz. billiger herstellen lassen.

Das senkrechte Fachholz (Leitholz) w ird in N u ten  der Riegel 
eingezwängt oder m it L eisten  befestigt u nd  darau f die V er­
flechtung m it aufgespaltenen G erten  vorgenom m en, wobei die 
breitere Spaltfläche zur besseren H aftung des Lehm schlags regel­
recht nach außen gerichtet ist. A lsdann w erden die Geflechte 
mit S troh- oder H eidelehm  (G lockenheide — oben abgeschnittene
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Heide), unter Sandzusatz je nach A rt des Lehm es ausgedrückt. 
Die Lehm ausfüllung hat einseitig von der M itte des Gefaches 
aus zu erfolgen und ist nach Anziehen des Lehm es nach den 
Seiten fortzusetzen. Sobald die eine Seite angetrocknet ist, 
wird die andere m it Lehm  ausgedrückt und beide Seiten zwecks 
Putzhaftung tie f angerauht. Alle A rbeitsgänge — Geflecht und 
Lehm ausfüllung — sind innerhalb einer Tagesleistung auszu­
führen, dam it das Geflecht seine Spannung behält und nicht 
herausfällt. Die aufgerauhten Flächen werden an den R aum ­
seiten m it Lehm kalkm örtel geputzt, wobei die Fachwerkhölzer 
vorher m it Isolierpappe benagelt und m it breitköpfigen verzinkten 
Nägeln berohrt werden. D er A ußenputz m it gleichem M örtel 
wird erst nach A ustrocknung m it dem Fachwerk bündig aus­
geführt.

D ie Ausfachung als Kleibwerk wird seit Jahrhunderten  in 
Niedersachsen, Hessen und T hüringen  ausgeführt, bietet aus­
reichender W ärm ehaltung und Schalldäm m ung und ist bei 
eingearbeiteten K räften, die keine Facharbeiter zu sein brauchen, 
vollkommen w irtschaftlich, wie die vorstehenden Preiskalku­
lationen ergeben haben.

In  der Brem er Gegend und in Kurhessen ist die Lehm aus­
fachung in dieser A rt in den letzten Jahren wieder aufgenommen 
und hat sich neu bew ährt und  als w irtschaftlich und haltbar er­
wiesen.

Die W ände bieten in dieser A usführung genügend Schutz 
gegen Schlagregen. Bei U ntersuchung einer einhalbsteinigen, 
an der W etterseite gelegenen äußeren hochragenden Giebelwand 
in einem m ehrere Jahrhunderte alten Gebäude in Hildesheim 
ist festgestellt, daß diese W and vollkommen dicht war und keine 
Regenfeuchtigkeit durchgelassen hat. G e i s l e r .

F e n s t e r f e h l e r  — F e n s t e r s ü n d e n .
Abgesehen davon, daß die Räume vieler N eubauwohnungen 

im  Gegensatz zu denen von A ltbauwohnungen verhältnism äßig 
klein sind, ist in weiten Kreisen die Anschauung verbreitet, daß 
große Fenster trotz ihrer unbestrittenen Vorteile in bezug auf 
den reichlichen L icht- und Sonneneinfall aus wirtschaftlichen 
G ründen für K leinhäuser und Siedlungsbauten n icht tragbar 
seien. Es wird angeführt, daß die Räume im  W inter nicht warm 
zu bekommen seien und daß erhebliche Beheizungskosten ver­
ursacht würden. Da der W ärm edurchgang durch eine Fenster­
fläche größer ist als durch eine gleichgroße Fläche der Außen­
wand, w ird die Schuld auf die — m eist nicht einm al großen — 
Fenster geschoben.

Geht m an solchen Klagen nach, so kann m an in der Regel 
feststellen, daß, bis zu gewissen Grenzen, n icht das Fenster an 
sich die Schuld trägt, sondern daß Baumängel vorliegen. In  
erster Linie wurde die Notwendigkeit einer sorgfältigen Fenster­
durchbildung nicht erkannt und der Fenstertechnik wenig Auf­
merksamkeit entgegengebracht. U m  eine V erbilligung der Bau­
kosten zu erreichen, spart m an an falscher Stelle und bildet die 
Fenster von K lein- und Siedlungshäusern entweder als ein­
fache Fenster aus oder baut m angelhaft ausgeführte Fenster ein. 
Billige Angebote sind im m er kritisch zu prüfen . Auch schlecht 
gearbeitete D oppelfenster geben nicht den von ihnen erwarteten 
Kälteschutz.

Die an gute Fenster zu stellenden F orderungen lassen sich 
in vier Punkten zusam m enfassen: r. dichtes Schließen durch 
tiefe und gut passende Falze, 2 . grundsätzliche Verwendung 
lufttrocknen Holzes nach den entsprechenden D IN -G ütevor- 
schriften, 3 . kräftige und unkom plizierte Beschläge und 4 . gute 
Anstriche und G rundierung vor E inbringen in den Neubau 
d. h. vor Feuchtigkeitsaufnahm e des in der W erkstatt gepflegten 
Holzes.

Nach U ntersuchungen geht durch ein einfaches Fenster 
doppelt soviel W ärme verloren wie durch ein übliches D oppel­
fenster bzw. 85 Proz. m ehr als durch ein neuzeitliches V erbund­
fenster. Da die M ehrkosten von D oppelfenstern sich schon in 
einigen Jahren durch Ersparnisse an H eizungskosten der Räume 
bezahlt machen, ist der E inbau von einfachen Fenstern  in W öhn- 
hausbauten ein w irtschaftlicher Fehler und  ein bedauerlicher 
Irrtu m  wenn dadurch den M inderbem ittelten  billige W oh­
nungen geschaffen werden sollen. N ur gut gedichtete D oppel­
fenster verringern die K osten fü r die Heizung.
1 i  T rf ^ en unterschledliche T em peraturen  — die kalte A ußen­
luft und die warme Innenraum luft — auf eine Scheibe, so kommt

sie zum  Beschlagen (Schw itzen). D ieser Vorgang zeigt sich 
durchw eg an einfachen F enstern . Bei D oppelfenstern an be­
heizten Räum en ist das Beschlagen und Bilden von Eisblumen 
ein untrügliches Zeichen von U ndichtigkeiten . Schwitzen oder 
vereisen bei ihnen die äußeren F lügel, so schließen die inneren 
F lügel un d ich t: die w arm e In n en lu ft d ring t bis an die äußeren 
Scheiben. U m gekehrt kom m en die inneren Scheiben zum 
Schwitzen, wenn die äußeren F lügel und ich t halten und die kalte 
A ußenluft bis an die Innenscheiben  tr itt . D er Zweck des Doppel­
fensters w ird n u r erreicht, w enn zw ischen den äußeren und 
inneren F lügeln eine ausgleichende Zw ischentem peratur durch 
eine gut eingeschlossene L uftsch ich t geschaffen wird.

M eistens w ird auch beim  E inbau  der Fenster gesündigt. 
Was nü tz t ein sorgfältig ausgeführtes D oppelfenster, wenn die 
durch gute F alzdichtungen vom Raum  abgehaltene Außenluft 
dennoch zwischen F ensterum rahm ung  und M aueranschlag ein­
dring t. D a näm lich die A rbeit des Ausstopfens des Abstanües 
zwischen F enster und  M auerw erk m it W erg oder Holzwolle in 
der Regel bauseitig zu leisten ist — also nicht vom Fenster­
hersteller (der selbst das größte In teresse am D ichtschluß seiner 
Fenster hat), sondern von anderen H andw erkern  —, wird oft 
flüchtig verfahren oder die W ergausfütterung unterbleibt ganz. 
A ußerdem  w ird der au f die F ensterum rahm ung aufzustiftende 
und beim  E insetzen des Fensters einzupressende Teerstrick fast 
im m er fortgelassen, w odurch die W ergausfüllung durch von außen 
einziehende Nässe feucht w ird und  in ih rer Däm m fähigkeit ver­
liert. Bei vielen H äusern  bleiben die inneren Deckleisten weg, 
und der Innenpu tz w ird  m it der inneren K ante der Fenster­
um rahm ung (der Zarge oder dem  Blendrahm en) bündig ge­
strichen. W erden solche F enster n ich t sorgfältig m it Werg oder 
Holzwolle verstopft und  m it T eerstricken  eingesetzt, ist die Ge­
fahr eines undich ten  Anschlusses der F enster an das Mauerwerk 
besonders groß. D urch  U nterlassungen  beim  Einbau können 
also große F enster zu un rech t in  einen schlechten R uf kommen.

Im  übrigen sind w ärm edäm m ende Bauweisen anzuwenden. 
Es ist unw irtschaftlich, billig zu bauen und dann teurer zu 
wohnen.

W enn die R äum e im  W inter zu sehr abkühlen, liegt die 
Schuld n icht allein an den F enstern . D ie Wärmedurchgangszahl 
durch  eine norm ale, beiderseits verputzte 38 -cm-Ziegelstein- 
A ußenw and beträgt 1 , 3 5  kcal. D as M auerw erk wird aber nicht 
im m er vollfugig gem auert, wie dies fü r die M essung Voraus­
setzung war. Sofern die H ohlräum e nich t in  sich abgeschlossen 
sind, sondern in  größerer Zahl m iteinander in Verbindung 
stehen, kann von ruhenden  und dam it isolierenden Lufträumen 
keine Rede m ehr sein. D urchschlagende Feuchtigkeit, sich 
lösende T apeten  sind die — nich t im m er m it der Lage an der 
W etterseite entschuldbaren  — Folgen solcher Baumängel.

D ie Industrie  hat bekanntlich  den W eg beschritten, die von 
der H ohlw and nicht erfü llten  E igenschaften in den Stein selbst 
zu legen: durch L ängs- oder Q uerlochung der Ziegelsteine und 
durch poröse L eich tbetonste ine. M an unterscheidet natürliche 
und künstliche L eich tbetone m it lockerem , m it Luftzellen 
gefülltem  Gefüge, die natü rlichen  m it porigen Zuschlagstoffen, 
wie Bims und H ochofen-Schlacken, w ährend die künstlichen 
durch m echanische (Zellenbeton) oder chem ische Einwirkung 
(Gasbeton) entstehen. D ie dadurch  geschaffenen kleineren und 
größeren Poren als abgeschlossene L ufträum e sind schlechte 
W ärm eleiter. D ie D äm m fähigkeit w ird in diesem Zusammen­
hang so erhöht, daß M auerw erk in 25 cm Stärke gleichwertig 
ist: aus Q uerlochziegeln einer 42— 52 -cm-Vollziegelwand, aus 
bew ährten Langlochziegeln einer 42— 48-cm - und aus Leicht­
beton oder solchen H ohlblöcken einer 42— 48-cm-Vollziegelwand.

Noch bessere W ärm edäm m ungen ergeben die Vollziegel­
oder H ohlsteinbauw eisen in V erbindung m it inneren Dämm- 
P 'atten-A uskleidungen. So gib t z. B. eine 1 S tein starke Voll­
ziege wand, wie sie statisch fü r zweigeschossige Bauten — also 
K lein- und Siedlungshäuser — genügt, folgende Wärme­
däm m ungen:
m íí \  J'2"cm 'H olzw ollp latten  ...............= 5 6  cm Vollziegelwand,

 ̂ 2"CIJl'H plzw ollp latten  ................ = 6 8  cm Vollziegelwand,
m í  ? \cm £ rf '  oder K orkplatten  . .  =  84 cm  Vollziegel wand,
m it ’3‘cm FaserstoffpJatten .................= 5 1  cm Vollziegelwand,
m it 4 cm Glaswolle oder - w a t t e  = 1 0 3  cm Vollziegelwand.

urch H olz- und  Fachw erkbauw eisen (m it oder ohne Aus­
m auerung) sind W ärm edäm m ungen zu erreichen, die bis das 

rei ac e derjenigen einer 38er V ollziegelwand ausmachen.
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anlagen, richtiges Ziehen zum  F irst wäre auch wärmetechnisch 
überlegt; oft müssen unschöne Rauchsauger den Zug verstärken, 
eiserne Zugstangen den K am in versteifen, Laufbrücken das Dach 
verunstalten. G rundrißfehler!

JO -

SdjoTRsfeman t a g e  nidjff 
ber (eg£ńn Qru nd ris, d  e s =

f f b r s c ^ e Q n f a g e l ^ r

w egen e in  ̂ lefien ju iu  Q 
Ursf a  Cs Snnjjeif umTKXjßcfj, f ä c l j f i g e  O h t f a g e J Ü

-► £m tje i£v  I B M
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Schornsteinanlage vom K eller bis zum  Dach durchdacht, deshalb 
ist es leicht, diese am First zusammen zu  ziehen, wenn auch das 
First-Rähm unterbrochen w ird ; Wechsel, Rispen und Dachlatten 
sorgen fü r  den Längsverband des Daches; man denke an die alten 
Dachstühle.

In  diesem Fall kann sogar das F irst-Rähm  durchgeführt werden, 
der Regen fließ t ohne W iderstand von tiefliegenden Schornsteinen ab. 
In  der Anlage o ft teurer wie bei F, in der Unterhaltung billiger, 
da undichte Stellen kaum  entstehen und außerdem verderben viele 
Schornsteine regellos angelegt den Gesamteindruck des Daches.

Hui3
durch Fnosf-f 
■und föB iab

Nasse s fe ig f  
in  Pufy und Ą 
MaueT-tuertć.'

~Vorbifdfid)(
Sockefaus=
6 iidung,

Sockelausbildung beim 
P utzbau;  
links: üblich, 
rechts: verbessert.

Betonsturz a u f 0 ,32  H ohlwand ein 
Fehler; es bilden sich bei A  und B  
leicht Risse infolge des ungleichen 
Setzens der Baustoffe.

Gewölbter S tu rz  bei gleicher W and­
stärke besser und ohne spätere Risse­
bildung, wenn überall A nker vorge­
sehen sind.

L

S a ff fe n a v fta g e T .

r O K1 F- r.—r
¿Bei kTeinJjauserrŁ, 

~ I das f 3

ü

. Q.K.T.

005 .
Tfn ffef-ruandauftageT S _ o ^  

o.Q5m, sfa&iferafs ĄiQ.m., ggj 
umDecKem-isse v e r m e id e n .

durd jT u r yu werfen 

/ er\{sr

d u rc lj ‘Tur^u werffen

spoifere Pufyn sse X H  Keine CVj%r isse

da übliche Verbindung 
von Plattenwand und 
massiver W and mit 
Rundeisen.

denn der 4 cm M auer­
fa lz  gibt der P la tten ­
wand an der M assiv­
w and H alt.

Architekt: Paul Ludwig Schulze, Berlin.
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B e s tim m u n g e n  f ü r  d ie  A u s fü h ru n g  von  B a u w e rk e n  
a u s  H olz im  H o c h b a u . M it E rlaß des Reichsarbeitsm inisters 
vom 2 1 . Mai 1938  — IV 2 N r. 9605/3 — ist die zweite Ausgabe 
der N orm  D IN  1052  „B estim m ungen für die A usführung von 
Bauwerken aus Holz im H ochbau“ eingeführt worden. Die 
Bestim mung behandelt sämtliche Holzbauwerke des H och- und 
Ingenieurbaues, ausgenom m en Brücken, fü r die nach wie vor 
die N orm  D IN  1074  „B erechnungs- und E ntw urfsgrundlagen“ 
gilt. F ür die m ehrteiligen Knickstäbe konnte nur eine vor­
läufige Regelung getroffen werden, weil noch einige U nter­
suchungen notwendig sind. Besonders zu erw ähnen ist, daß 
nunm ehr die zulässige D urchbiegung für Balken von Decken 
unter W ohnräum en m it 1/300  festgelegt worden ist. Das Blatt 
kann vom Beuth-Vertrieb G. m. b. H ., Berlin SW 68, D resdener 
Straße 97, bezogen werden.

A b g e ä n d e r te s  V e r fa h re n  f ü r  E ig e n h e im -A n trä g e .  Wie
das G auheim stättenam t Berlin der D A F m itteilt, hat sich als 
notwendig erwiesen, ab r . Juni 1938  das V erfahren der Bean­
tragung eines Eigenheim es abzuändern. K ünftig m uß der 
E igenheim -A ntrag in dreifacher Fertigung eingereicht werden. 
U eber jeden Antragsteller ist beim  Betriebsobm ann des Antrag­
stellers eine D A F-A uskunft einzuholen. D urch die Kreisheim - 
stätten-A bteilung ist zu prüfen, ob ein monatliches dauernd 
gesichertes E inkom m en des Bewerbers vorhanden ist, das aus­
reicht, die m it der H eim -Erw erbung verbundenen w irtschaft­
lichen Verpflichtungen zu übernehm en, zugleich auch, ob das 
erforderliche Eigengeld vorhanden ist. U eber den Eigenheim- 
Bewerber m uß dem Bauheim stättenam t eine nach besonderem 
M uster ausgefertigte K arteikarte m it Angaben über die F inan­
zierung zugestellt werden. D ie K reisheim stätten-A bteilung hat 
sich diese gleiche Karteikarte anzulegen, daneben auch noch eine 
H im m elsrichtungs-K artei aufzubauen, aus der festgestellt werden 
kann, wieviel Bewerber für die Ansiedlung in den einzelnen 
H im m elsrichtungen vorgemerkt sind. Bei Ablehnung eines 
Antrages ist dem G auheim stättenam t eingehende Begründung 
zuzustellen, da nur dieses den Bewerbern ablehnende Bescheide 
erteilt.

V e r s tä rk te r  G e fa n g e n e n -E in s a tz  in  d e r  In d u s tr ie  d e r  
S te in e  u n d  E rd e n . Wegen des M angels an A rbeitskräften soll 
der Einsatz der Justizgefangenen bei unm ittelbar produktiven 
Arbeiten in verstärktem  M aße erfolgen. D er Präsident der 
Reichsanstalt für A rbeitsverm ittlung und Arbeitslosenversiche­
rung hat an die Landesarbeitsäm ter und A rbeitsäm ter R icht­
linien (II  5 1 3 1 / i 5) erlassen, wonach alle nur einigerm aßen arbeits­
fähigen Justizgefangenen heranzuziehen sind. D er Reichsjustiz­
m inister hat zu diesem Zweck die Arbeitspflicht auch der U nter­
suchungsgefangenen eingeführt und angeordnet, daß künftig 
auch die Gefangenen m it kurzen Strafen arbeitseinsatzfähig 
gemacht werden. H ierdurch darf jedoch eine Benachteiligung 
des allgemeinen A rbeitseinsatzes nicht erfolgen. — U eberhaupt 
sollen die Justizgefangenen weit m ehr als bisher bei A ußen -’ 
arbeiten eingesetzt werden. Vor allem kom m t hierbei in Frage 
die Beschäftigung in Ziegeleien und S teinbrüchen, Tongruben, 
Kalkbrennereien usw. Diese A rbeiten eignen sich zum Ge-i 
fangeneneinsatz, da regelmäßig größere geschlossene G ruppem  
benötigt werden. W eiter kommen hierbei in Frage die Be-j 
schäftigung bei größeren Erdbew egungsarbeiten (Planierungs­
und Schachtarbeiten), im Straßen-, W ege- und Kanalbau, 
Planierungsarbeiten und Schachtarbeiten für öffentliche Großbau- 
vorhaben u. dgl., weiter A rbeiten im F orst beim W egebau und 
in den K ulturen, M oor- und K ultivierungsarbeiten, Torf- und 
Kiesgewinnung usw. In  der Landw irtschaft kom m t ein Einsatz: 
im allgemeinen nur während Feldbestellungs- und  Erntearbeiten 
in Frage. Soweit eine zentrale Regelung des Einsatzes der 
Strafgefangenen nicht möglich ist, soll der zweckmäßigste E in­
satz der Gefangenen der bezirklichen Regelung überlassen blei­
ben. Die Präsidenten der Landesarbeitsäm ter sollen sich sofort 
mit den Generalstaatsanwälten in  V erbindung setzen, um sich 
einen Ueberblick über die Einsatzm öglichkeiten zu verschaffen. 
Alle hierm it zusam m enhängenden A rbeiten sind m it größter 
Beschleunigung durchzuführen. An den V erhandlungen sollen 
insbesondere auch die bezirklichen V ertreter der für den G e­
fangeneneinsatz geeigneten W irtschaftszweige beteiligt werden.

Z u m  A rb e its e in sa tz  von A rb e i te rn  u n d  te c h n isc h e n  
A n g e s te llte n  in  d e r  B a u w ir ts c h a f t .  D er Präsident der Reichs­
anstalt fü r A rbeitsverm ittlung und A rbeitslosenversicherung 
hat in Ergänzung seiner A nordnung über den Arbeitseinsatz 
von A rbeitern und technischen Angestellten in der Bauw irt­
schaft vom 30 . Mai 1938 , veröffentlicht im „D eutschen  Reichs­
anzeiger“ N r. 12 4 , eine Anweisung an seine D ienststellen vom

2 . Juni 1938  ( I I  5 5 5 1 /2 /36 ) erlassen, in der die Notwendigkeit 
des Schutzes der B austoffindustrie vor A bw anderung von Ar­
beitskräften festgestellt w ird. U m  Störungen des Arbeitseinsatzes 
innerhalb und  außerhalb der B auw irtschaft zu vermeiden, müßten 
M aßnahm en getroffen w erden, die den E insatz der in der Bau­
w irtschaft beschäftigten A rbeitskräfte auf möglichst breiter 
G rundlage regeln. D ie A nw eisung en thält ferner Angaben über 
den Personenbereich sowie die von der A nordnung betroffenen 
Betriebe der B auw irtschaft. H insich tlich  des Personenkreises 
wird nochm als betont, daß in  den in  Frage kommenden Be­
trieben  A rbeiter u nd  technische A ngestellte nur m it Zustimmung 
des A rbeitsam tes eingestellt w erden dürfen. D ie Zustimmung 
ist bei allen A nstellungen erforderlich .

S c h a r fe  M a ß n a h m e n  g e g e n  B a u s p e k u la n te n  in  Berlin.
D urch  den in B erlin  notw endig gew ordenen Gebäudeabriß ist 
es erforderlich, in gleichem  U m fang w ieder neuen Raum für 
Gewerbe- undW ohnzw ecke, u nd  zwar vor allem in der Innenstadt 
zur V erfügung zu stellen. D a h ier N eubauplätze selten sind, 
müssen die vorhandenen B aulücken der Bebauung zugeführt 
werden, fü r die bedauerlicherw eise ein zum  Teil stark über­
setzter G rund- u nd  Bodenpreis angeboten wird. D er General­
bauinspektor für die R eichshauptstad t ist gewillt, gegen solche 
Spekulation m it allen ihm  zu r V erfügung stehenden Rechtsmitteln 
vorzugehen. D er O berbürgerm eister von B erlin  wird bei berech­
tigten Beschwerden dem  G eneralbauinspektor Bericht erstatten. 
D ieser behält es sich vor, solche Baulücken zu Bereichen zu 
erklären und dadurch die M öglichkeit zur zwangsweisen Ent­
eignung zu schaffen.

Z u r  D u rc h fü h r u n g  d es U r la u b s  d e r  Ju g e n d lic h e n  im  
B a u g e w e rb e . A uf G rund  des Gesetzes über Kinderarbeit 
und  über die A rbeitszeit der Jugendlichen (Jugendschutzgesetz) 
vom 3 0 . April 1938  hat der R eichsarbeitsm inister verordnet, 
daß im Baugewerbe und in B aunebengew erben durch Tarif­
ordnung eine von den V orschriften des Jugendschutzgesetzes 
§ 21  abweichende Regelung der W artezeit getroffen und die 
Pflicht zur G ew ährung des U rlaubs auf die einzelnen Unter­
nehm er, bei denen der Jugendliche beschäftigt wird, verteilt 
werden kann. F ü r das K alenderjahr 1938  können hierbei auch 
U ebergangsbestim m ungen über die D auer des U rlaubs getroffen 
werden. Diese V orschriften gelten n ich t fü r die Beschäftigung 
Jugendlicher in einem  L ehrverhältn is. D ie V erordnung trat 
am 2 . Mai 1938  in K raft.

B a u s p e r re  f ü r  e in e n  T e il A l t - S tu t tg a r t s .  In  Stuttgart 
sind die verkehrstechnischen V erhältnisse in  verschiedenen 
T eilen  der A ltstadt unhaltbar gew orden, so daß es notwendig 
ist, fü r die Schaffung von Parkplätzen im Zusam menhang mit 
verschiedenen S traßen-E rbreiterungen  R aum  zu schaffen. Gleich­
zeitig m uß dafür gesorgt w erden, daß an diesen Straßenzügen 
neue G ebäude erstehen können, w ofür weitere F lächen benötigt 
werden. D ie H eranziehung eines G ebietes der östlichen Alt­
stadt ist in erster L inie zur Befriedigung dieser verschiedenen 
Bedürfnisse geeignet, da es außerdem  nach dem allgemeinen 
baulichen Z ustand auch besonders sanierungsbedürftig  ist. Durch 
Erlaß des Innenm inisters vom 8 . Ju li 1938  ist über dieses Gebiet 
befristete Bausperre verhängt w orden. A ndere Städte werden 
folgen.

S ic h e rs te l lu n g  d es  K r ä f te b e d a r f s  f ü r  A u fg a b en  von 
b e s o n d e re r  s ta a t s p o l i t i s c h e r  B e d e u tu n g . D er Beauftragte 
für den V ierjahresplan, M in isterpräsiden t G öring, hat in einer 
V erordnung vom 2 2 . Jun i, in  K raft tre tend  am 1 . Juli 1938, 
bestim m t, daß fü r besonders bedeutsam e Aufgaben, die aus 
staatspolitischen G ründen  keinen A ufschub dulden, vorüber­
gehend auch auf anderw eit gebundene A rbeitskräfte zurück­
gegriffen w erden m uß. Vom P räsiden ten  der Reichsanstalt 
für A rbeitsverm ittlung und  A rbeitslosenversicherung können 
deutsche Staatsangehörige fü r eine begrenzte Zeit verpflichtet 
werden, auf einem  ihnen zugew iesenen A rbeitsplatz Dienste 
zu leisten oder sich einer bestim m ten  beruflichen  Ausbildung 
zu unterziehen. D ie D ienst- oder Ausbildungsverpflichteten, 
die bei ihrer E inberufung  in einem  Beschäftigungsverhältnis 
stehen, sind aus diesem fü r die D auer der Verpflichtung zu be­
urlauben Das bisherige Beschäftigungsverhältnis darf während 
der Beurlaubung nicht gekündigt w erden. D er Dienstverpflich­
tete hat w ährend der B eurlaubung keinen A nspruch auf Ge- 
Wa ur Yng. VDI?, A rbeitsentgelt aus seinem  bisherigen Beschäftigungs- 
Verhältnis. W eitere V orschriften  erläß t der Präsident der Reichs-
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E r f a h r u n g s a u s t a u s c h  

u n d  A u s k u n f t e i .

Alle aus dem Leserkreise gestellten 
fachlichen Fragen werden, soweit sie 
für die Gesamtheit von Wichtigkeit 
sind, an dieser Stelle beantwortet. 
Beantwortungen der Leser können 
auch in kurzer Postkartenform er­
folgen. — Bezugsquellen (Firmen­
adressen) können, den Vorschriften 
des Werberates entsprechend, den 
Lesern nur schriftlich genannt werden.

Anfragen erscheinen
im Anzeigenteil der Zeitschrift

Nr. 3246 . S a c h v e r s tä n d ig e n g e b ü h r  
für S ch ä tzu n g . D ie H öhe des H onorars, 
das der Schätzer für die Schätzung des G e­
bäudewertes nach K ubikm eter um bau ten  
Raumes und für die genaue B aubeschrei­
bung über die Beschaffenheit des G ebäudes 
verlangen m uß, rich te t sich m angels be­
sonderer V ereinbarung danach, ob Ih r  
Sohn als A rchitekt oder baugew erblich 
tätig ist. Bei baugew erblicher T ätigkeit 
gelten die G ebühren  fü r G rundstücks­
schätzungen, die der R eichsinnungsver­
band des Baugewerkes festgesetzt hat. 
Danach betragen die G ebühren  bei be­
bauten G rundstücken fü r Schätzungen bis 
zu 30000 RM . W ert: 45 R M . D abei w ird 
solche A usführlichkeit des Schätzungsgut­
achtens vorausgesetzt, daß sich auch der 
Nichtfachmann ein erschöpfendes Bild 
machen kann über die A rt u nd  G attung  
des Grundstückes, über seine Lage, seine 
Verwendungsmöglichkeit, ü b e r  B eschrän­
kungen, die au f dem  G rundstück  lasten, 
ferner muß das G utach ten  A ufschluß 
geben über die G rundriß lösung , über den 
baulichen Zustand des H auses, ü b er die 
derzeitige V erm ietung der R äum e und 
die M ietverträge, über die A rt der Be­
wohner des H auses sowie der um liegenden 
Nachbarhäuser.

Ist Ih r Sohn dagegen A rchitekt, so 
finden die G ebühren  fü r S achverständigen­
leistungen A nw endung (G O  § 29), da die 
neue GO keine S onderangaben über 
Schätzungsgebühren m ehr en thält. F ü r 
Sachverständigenleistungen sind aber feste 
Gebühren nicht vorgesehen, v ie lm ehr kann 
Ihr Sohn nach seiner freien  W ahl die 
Gebühr entweder en tsp rechend  d er w irt­
schaftlichen, technischen  oder künstleri­
schen Bedeutung u nd  Schw ierigkeit der 
Aufgabe oder nach der aufgew endeten 
Zeit berechnen. W ählt Ih r  Sohn die Be­
rechnung nach Zeit, so ist neben  den etwa 
erforderlichen besonderen A ufw endungen 
jede A rbeitsstunde m it 6 R M . in R ech­
nung zu stellen. Es ist Sache Ih res Sohnes, 
sich danach auszurechnen, ob er bei einer 
Berechnung nach Z eit oder bei B erech­
nung nach B edeutung und  Schw ierigkeit 
der Aufgabe eher auf seine K osten 
kommt. S törungsfeuer kann der A uf­
traggeber in beiden Fällen  geben, indem  er 
entweder die Zahl der angesetzten S tu n ­
den bemängelt oder die geltend  gem achte 
Bedeutung und  Schw ierigkeit der A ufgabe 
in Abrede stellt. U m  ein igerm aßen sicher 
zu gehen und einen A nhaltspunk t zu 
haben, lehnt m an sich bei Schätzungen 
von normaler Schw ierigkeit u n d  B edeutung 
am besten an die en tsp rechende G eb ü h ren ­
höhe, die die GO fü r M assen- u nd  K osten ­
berechnungen vorsieht, an.

D r. H u g o  M e y e r .
Nr. 3252 . P la n f e r t ig u n g  o h n e  V e r ­

trag. P lanarbeiten , die n u r zum  Zwecke 
des Angebots gem acht w erden, b rauchen  
vom Bauherrn n ich t bezahlt zu w erden. 
In Ihrem Fall kom m t es som it en tschei­
dend auf den Zweck der P lanarbe iten  und

den In h a lt der m ündlichen V erhandlungen 
an. Aus der Tatsache, daß der Bauherr 
Ih re  P läne unterschrieben hat, ist aller­
dings zu entnehm en, daß er einm al m it 
Ih re r  A rbeit einverstanden, zum  ändern 
von Ih n en  auch kein bloßes Angebot 
haben  wollte. D aher schlagen w ir vor, 
das H onorar entsprechend der G ebO. zu 
fordern . Bei der B erechnung kom m t es 
noch auf das A usbauverhältnis an. Im 
übrigen  ist die G ebühr nach § 1 5  Ziff. ib , 
c G ebO . zu berechnen. S ind auch noch 
V orentw ürfe gefertigt, so kom m t die G e­
b ü h r nach Ziff. ia  noch hinzu.

D r. S t e i n b e i s s e r .
N r. 32 5 5 . E in k o m m e n  u n d  U m s a tz ­

s te u e r .  In  der V ereinnahm ung von 
Schuldzinsen liegt noch kein Zahlungs­
eingang im  Sinne des U m satzsteuer­
gesetzes, wie der Reichsfinanzhof in  dem 
U rte il vom  1 8 . D ezem ber 19 3 1  (RStBl. 33
S. 1 2 1 6 ) entschieden hat. Infolgedessen 
tr i t t  die U m satzsteuerpflicht — E n t­
sprechendes gilt fü r die E inkom m en­
steuer — erst m it E rha lt der Schuld­
beträge, insbesondere bei der A uslosung, 
ein. Was die Z insen betrifft, so handelt 
es sich im  V erhältnis zu dem Ih n en  ge­
schuldeten  E n tge lt um  Stundungszinsen, 
die an sich n icht zum  E ntgelt fü r den 
ursprünglichen  Um satz rechnen ; sie sind 
vielm ehr das E ntgelt fü r die nachträglich 
erfolgte K reditgew ährung, also fü r eine 
neue L eistung ; als E ntgelt h ierfür kom m t 
aber S teuerfreiheit nach § 4 Ziffer 8 des 
U m satzsteuergesetzes in B etracht. N euer­
dings hat jedoch Staatssekretär R einhardt 
in  seinem Buch „B uchführung , Bilanz und  
S teuern“ (S. 46) ausgesprochen, daß alle 
Z insen, die im  Falle der U eberschreitung 
einer bestim m ten  Zahlungsfrist fü r L iefe­
rungen  oder sonstige L eistungen  Vor­
kom m en, stets Zahlungszuschläge und  als 
solche regelm äßig um satzsteuerliches E n t­
gelt dar stellen. Ob die Z insen vertraglich 
besonders vereinbart sind oder nicht, ist 
unw esentlich, ebenso, ob sie als S tun­
dungszinsen oder unter einer sonstigen 
B ezeichnung erhoben werden. D iese er­
w eiterte H eranziehung  von Zinsen zur 
U m satzsteuer, um  die es sich nach dem 
G esagten auch hier handelt, soll jedoch 
nach einer M itteilung  in der „D eu tschen  
S teuerzeitung“ ( 1937  S. 983) n icht fü r die 
Zeit vor dem 1 . Januar 1937  gelten, so daß 
Sie für diese Zeit wenigstens die S teuer­
freiheit der Z insen noch w erden geltend 
m achen können. D r. K. W u t h .

N r. 3256 . E r r ic h tu n g  e in e r  K lä r ­
g ru b e . D ie G röße einer K lärgrube (D op­
pelgrube m it U eberlauf verbunden) wird 
nach der K opfzahl der E inw ohner des 
H auses berechnet, m an rechnet fü r jede 
Person u nd  T ag  1,60  1 oder 0,5 cbm  A bfall­
masse fü r das Jahr. G rubentiefe n ich t 
über 2 m . D ie Abfallstoffe sollen n icht 
höher als 1 , 5  m  lagern. G rundfläche fü r 
eine G rube etwa 1 — 1 , 5/2 m . F r. A.

N r. 3256 . E r r ic h tu n g  e in e r  K lä r ­
g ru b e .  Bei den gem auerten K lärgruben  
(Faulkam m ern) geschieht die Zersetzung 
von Abwasser und Schlam m  in einer be­
sonderen A bteilung, die doppelt so groß 
ist als der K lärraum , in dem  die Schlam m ­
ausscheidung erfolgt. D ie T ren n u n g  der 
beiden  K am m ern  wird durch  eine H olz- 
w and geoildet. D urch  E inbau  von T o n ­
rohrabzw eigen in  T -F o rm  in  H öhe des 
W asserspiegels w ird ein Z urückhalten  der 
Schw im m stoffe in  der ersten F aulkam m er 
bew irkt. N ach  den von der P reußischen 
L andesansta lt fü r  W asser-, L u ft-  und  
B odenhygiene herausgegebenen R ich tlin ien  
ist ih r G esam tinhalt bei halb jähriger 
Schlam m entleerung gleich den dreifachen

Tages abw asserm engen zu w ählen. U n ter 
Zugrundelegung einer Abwasserm enge von 
100  1 p ro  K opf und Tag ist fü r 5  Fam ilien 
zu 6 K öpfen ein Faulkam m erinhalt von 
3 • 5 ■ 0,6 =  9 cbm  erforderlich , wovon 
6 cbm  auf die erste A bteilung entfallen. 
Die M indestabm essungen betragen fü r  die 
größere K am m er 5 cbm  und für den 
nachfolgenden K lärraum  2,5  cbm , also 
zusam m en 7,5  cbm . Es ist vorteilhaft, die 
Abm essungen größer als vorberechnet zu 
wählen. Die in  der Praxis auftretenden  
M ißstände sind m eist darauf zu rückzu­
führen, daß die F aulgruben  zu klein an­
gelegt werden. D ie in  der F aulgrube auf­
tretende Schw im m schicht ist abzunehm en, 
sobald sie ein F ünfte l der T iefe erreicht. 
Bei allen H ausklärgruben m uß die G esam t­
abdeckung abnehm bar u nd  beste Z ugäng­
lichkeit nach allen T eilen  m öglich sein. 
Sie m üssen m it einer Fallrohr-V entila tion  
über D ach en tlü ftet w erden. Regenwasser 
ist h in ter den Anlagen zur V erdünnung 
des Abflusses einzuführen. G. T r o ß b a c h .

N r. 3257 . A rc h ite k te n h a f tu n g  b e i 
F o rd e ru n g  von  L ie fe ra n te n  u n d  H a n d ­
w e rk e rn . D er A rchitekt haftet den 
L ieferanten und  H andw erkern  fü r deren 
F orderungen regelm äßig. Alle A ufträge 
und A rbeiten w erden vom A rchitekten 
im  N am en des B auherrn vergeben, 
so daß auch dieser aus den abge­
schlossenen V erträgen berechtig t und  
verpflichtet wird. N ur w enn der A rchitekt 
zu den L ieferanten  und  H andw erkern  
auch in  direkte V ertragsbeziehungen ge­
treten  ist, können diese von ihm  Zahlung 
ih rer Forderungen  verlangen. So z. B. 
wenn der A rchitekt einem  L ieferanten  
erklärt, daß die Baugelder durch  seine 
H ände gingen und er direkt an den 
L ieferanten  zahle, so ist dam it gem äß 
§ 242 BGB auch eine persönliche V er­
pflichtung des A rchitekten entstanden 
(O L G  H am burg 1 9 . F eb ru ar 1908 , R echt 
1 2 , 134 0 ). In  diesem Falle m üßte der 
A rchitekt den L ieferanten  auch dann be­
zahlen, w enn ihm  M itte l aus den Bau­
geldern  nich t m ehr zur V erfügung ständen. 
Diese persönliche V erpflichtung gegenüber 
dem L ieferan ten  schließt aber n icht aus, 
daß der A rchitekt vom B auherrn  E rs ta t­
tung der fü r ihn  ausgelegten Beträge ver­
langen kann! Is t aber keine V ereinbarung 
getroffen oder stillschweigende Erklärung 
gegenüber dem  L ieferanten  abgegeben 
und  der V ertrag im  N am en des B auherrn 
abgeschlossen w orden, so hafte t dieser 
allein fü r die Bezahlung aller Forderungen . 
A uf die E ntscheidungen vom 1 5 . April 
19 19  R O L G  39, 1 2 9 ; 7 . M ai 1936  JW  36 , 
3 13 9  w ird hingewiesen.

D r. S t e i n b e i s s e r .
N r. 3 2 57 . A r c h i te k te n h a f tu n g  f ü r  

F o r d e ru n g e n  d e r  L ie fe ra n te n  u n d  
H a n d w e rk e r . W enn der A rch itek t als 
T reu h än d e r des B auherrn  die M ateria l­
einkäufe u nd  die Bezahlung der R ech­
nungen aus den vom B auherrn  bere it­
gestellten M itte ln  besorgt, so handelt er 
n u r im  A ufträge des B auherrn , hafte t aber 
keinesfalls selbst über den R ahm en der zur 
V erfügung  stehenden G eldm itte l hinaus. 
W enn der L ieferan t klagen will, so m uß er 
dies gegen den B auherrn  tu n , eine Klage 
gegen den  A rchitekten  wäre erfolglos.

N r. 3258 . E in -  u n d  z w e ih ä u p tig e  
V e rg ü tu n g  v o n  B r u c h s te in m a u e r w e r k .
D a in  den A usschreibungsunterlagen  be­
reits von einem  T eil des M auerw erks als 
„einseitig  gegen G ru n d “ die Rede ist, 
sind doch verm utlich  zwei verschiedene 
Preise fü r  einhäuptiges u nd  fü r zyvei- 
häuptiges M auerw erk abgegeben w orden. 
N achdem  der A rchitekt infolge der A ende-



rung der Straßenlinie sogar die H öhe am 
Bau angegeben hat, von der ab zweiseitig 
sauber zu m auern ist, so ist es klar, daß 
das darunter liegende M auerwerk nur ein- 
häuptig auszuführen ist, weil es später 
verfällt werden sollte. D ie verschieden 
ausgeführten M auerwerke m üssen en t­
sprechend ausgemessen und vergütet 
werden. Eine andere Bezahlung als von der 
angegebenen H öhe nach unten  und  oben 
gemessen kann nicht stattfinden. H ierbei 
ist natürlich Voraussetzung, daß n icht 
etwa ein Pauschalabschluß vorliegt.

V o r e t z s c h .

N r. 3258 . E in -  o d e r  z w e ih ä u p tig e  
V e rg ü tu n g  von B ru c h s te in m a u e rw e rk .
Eine Bruchsteinm auer von etwa 50 cm 
Stärke (unter 40 cm ist baupolizeilich 
verboten), die hinsichtlich Standsicherheit 
etwa einer Ziegelsteinm auer von 38 cm 
Stärke entspricht, m uß in allen Schichten 
im m er 50 cm stark bleiben. U m  die 
vorgeschriebene Stärke einhalten zu kön­
nen, ist es in der Praxis unbedingt no t­
wendig, beide W andseiten senk- und 
fluchtrecht zu m auern. Das entspricht 
auch den technischen Vorschriften nach 
D IN  1963 Ziffer 13  der VOB. W ährend 
die sichtbare Außenseite m it Zweispitz 
und Flachham m er bearbeitet werden m uß, 
ist an der Rückseite gegen den G rund keine 
Flächenbearbeitung erforderlich; einzelne 
Steine können ohne weiteres vorspringen. 
Es wird m ithin an A rbeitslohn gespart. 
W enn also einhäuptiges M auerwerk vor­
geschrieben ist, so kann der U nternehm er 
keine zweiseitige Bearbeitung berechnen.

P r e l l e .

N r. 3260 . W eiß liche  S tre ife n  a u f  
B u c h e n h o lz  sind (wenn es sich nicht etwa 
nur um etwas hellere H olzpartien handelt, 
die auch Vorkommen können) stets, zumal 
wenn das Holz sich an diesen Stellen 
auch leicht m it dem Nagel eindrücken 
läßt, ein Zeichen einer durch Pilzarten 
verursachten Zersetzung. M it W urm fraß 
hat das nichts zu tun. Sind die Stellen 
nur klein und unbedeutend, so kann man 
sie übersehen. Am besten ist es, die 
Bohlen einmal m it dem einen, dann m it 
dem ändern Ende zwei bis drei Tage in 
eine Schutzlösung zu tauchen und die da­
durch nicht zu erreichenden Flächen m it 
dieser anzunässen. D r. M o l l .

N r. 3 2 6 1 . E ig e n tu m s f ra g e  bei 
G re n zw a n d . Ein Recht zur Benutzung 
der M auer ist offenbar im G rundbuch 
nicht eingetragen. T rotzdem  besteht nach 
vor 1900 geltenden landesrechtlichen Vor­
schriften die Möglichkeit, daß der N achbar 
das Benutzungsrecht ersessen hat. D afür 
spricht in erster L inie die Behauptung, 
daß die M auer in der angegebenen Weise 
bereits m ehr als roo Jahre h indurch  be­
nutzt worden sei. T rifft das zu, so ist es 
sehr wahrscheinlich, daß dem N achbarn 
ein Benutzungsrecht zusteht. U nter en t­
sprechender A nwendung der §§ 922 , 912  
ff. BGB. wird m an indessen annehm en 
müssen, daß der N achbar eine W ieder­
errichtung der baufälligen M auer nicht 
ohne weiteres verlangen kann. M an wird 
vor allem annehmen m üssen, daß er 
gemäß § 922 BGB. zur E rhaltung der 
M auer seinen Teil beisteuern m uß, d. h., 
er muß auch die Baukosten anteilm äßig 
tragen. D er Sachverhalt schreit aber nach 
einem Vergleich; denn gerade die E r­
sitzung von G runddienstbarkeiten nach 
landesrechtlichen Vorschriften m acht in 
der Praxis der Gerichte außerordentliche 
Schwierigkeiten. M it einer Instanz ist 
der Prozeß sicher nicht entschieden. Holen 
Sie deshalb bei einem dortigen Anwalt 
Rat und treten dann evtl. einer ver­
gleichsweisen Regelung näher. D r. Stb.
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N r. 3 2 6 1 . E ig e n tu m s f ra g e  bei 
G re n z w a n d . D a die fragliche W and nicht 
innerhalb des G rundstückes A. stand, son­
dern auf der Grenze zwischen A. und B., 
sö is t die W and als gem einsam  von A. 
und B zu betrachten. A llerdings ist dabei 
zu prüfen, ob die Baulichkeit A. oder B. 
zuerst errichtet w urde und  so die Be­
nutzung einer vorhandenen frem den W and 
entstanden sein kann. Bei der Länge der 
Zeit ist jedoch w ahrscheinlich, daß ein 
geltend gemachtes B enutzungsrecht aner­
kannt wird.

H inzu kommt, daß eine bauliche V er­
änderung oder ein A bbruch  nu r so aus­
geführt werden darf, daß das angrenzende 
G rundstück  keinen Schaden erleidet, der 
nicht durch vertragliche Rechte oder durch 
Gesetze begründet ist. Eine V erständigung 
auf der Grundlage einer anteiligen E n t­
schädigung an B. dürfte  einer gerichtlichen 
Entscheidung vorzuziehen sein, deren  A us­
gang nicht m it Bestim m theit übersehen 
w erden kann. V. Q.

N r. 3262 . A n s tr ic h h a f tu n g  a u f  
H e iz k ö rp e rn . Es ist leider eine seit 
90 Jahren bekannte Tatsache, daß H eiz­
körperlackierungen auch m it hochwertig 
heizbeständigen Lacken auf g rundiert ge­
lieferten H eizkörpern abspringen. Die 
Ursache besteht darin, daß die meistens 
im Tauchverfahren in  den Lieferw erken 
angetragenen G rundanstriche infolge ihrer 
angestrebten Billigkeit ohne Haftfestigkeit, 
keinen tragfähigen U nterg rund  fü r wei­
tere A nstriche abgeben. D ie beim H eizen 
auftretenden verschiedenen Spannungen 
verursachen das A bspringen; in  diesem 
Falle hilft nur das Entfernen des G ru n d ­
anstriches oder L ieferung in ungrun- 
diertem  Zustande und Auftrag eines 
elastischen G rundanstriches, der den H eiz­
körper gegen Verrosten schützt und für den 
weiteren Anstrich die H aftgrundlage b il­
det. D er möglichst helle L ackfarben­
anstrich soll eine glatte und abwaschbare 
Oberfläche ergeben.

Die Lieferwerke der H eizkörper sollten 
sinngem äß m ehr Sorgfalt und  A ugenm erk 
auf W ahl und A usführung des G ru n d ­
anstriches verwenden, um  im  Sinne des 
Vier jahresplanes auch diese unnötigen 
V erluste an Stoff und  A rbeitskraft aus­
zuschalten. Es ist fü r den C hem otechniker 
eine dankbare Aufgabe, die W erkstoff­
sünden der Lieferwerke zu untersuchen.

Im  vorliegenden Falle kann der M aler­
m eister nicht haftbar gem acht w erden, 
denn er ist nicht in  der Lage, den U n te r­
grund prüfen zu können. Bei allen A n­
strichm ängeln liegt natürlich  nichts näher, 
als in dem M aler von vornherein  den 
Schuldigen zu sehen. D aß sich aber das 
M ißlingen eines A nstriches oder das vor­
zeitige A uftreten der A nstrichm ängel 
und  -schaden auch auf die N achlässig­
keiten und W erkstoffsünden im In d u strie ­
betriebe der H eizkörperanfertigung zu­
rückführen läßt, w ird von den wenigsten 
beachtet. P r e l l e .

N r. 3262 . H e iz k ö rp e r la c k  h ä l t  n ic h t 
a u f  g r u n d ie r t  g e l ie fe r te n  H e iz k ö rp e rn .
D er M alerm eister m üßte wissen, daß der 
heute gelieferte Schutzanstrich von H eiz­
körpern nichts wert ist und fü r einen 
w eiteren Anstrich unbrauchbar. E r m ußte 
sich vorher vergewissern, ob der G ru n d ­
anstrich geeignet ist, einen w eiteren A n­
strich aufzunehm en. D ie gelieferten 
G rundanstriche m üssen unbedingt abge­
laugt werden, bevor der eigentliche A n­
strich aufgebracht w ird. V o r e t z s c h

N r. 3263 . G a ra n t ie .  D urch  das 
A urtragschreiben allein ist die G aran tie­
frist der allgemeinen Beschreibung nicht 
abgeändert worden. D aß 5 Proz. der A uf­
tragssum m e nur 1 Jah r stehen bleiben

sollen, betrifft n u r die Frage der Sicherung 
n ich t die F rage der Garantiezeit. Es wäre 
doch z. B. denkbar, daß der Bauherr keine 
S icherheit verlangt und trotzdem  würde 
die zw eijährige G arantiefrist gelten. Eine 
A enderung der G arantiezeit würde dann 
vorliegen, w enn der Bauherr und Sie 
tatsächlich W illen gehabt hätten, die all­
gem eine B eschreibung zu ändern. Würde 
z . B .  darüber gesprochen worden sein, daß 
die zw eijährige F ris t zu lang ist und würde 
daraufh in  der B auherr das Auftrag­
schreiben verfaßt haben, so könnte hierin 
eine A enderung der zweijährigen Garan­
tiefrist liegen. Ohne jede mündliche Ver­
einbarung m uß aber angenom m en werden, 
daß die allgem eine Beschreibung, auf die 
im A uftragschreiben noch ausdrücklich 
Bezug genom m en ist, n icht geändert 
w erden sollte. Dr. Stb.

N r. 3264 . R e in ig u n g  von  T ra v e r tin -  
W a n d v e rk le id u n g . Es handelt sich bei 
A usblühungen in  den m eisten Fällen nicht 
um  Salpeter, sondern um  andere Salze 
(Sulfate), die nach wenigen Jahren ver­
schw inden. M auerfeuchtigkeit führt die 
Salze gelöst an die Oberfläche, wo sie 
getrocknet als A usblühungen erscheinen.

Als U nterpu tz  fü r Edelputz ist nicht 
reiner Z em entm örtel, sondern verlängerter 
Z em entm örtel zu verw enden. Als Dich­
tungsm itte l kann B iber-F  oder Biber-W 
verw endet w erden; der Zusatz zum Mörtel 
ist genau nach V orschrift der Liefer­
firm a vorzunehm en. W enn Biber-W  ver­
w endet w ird, w ird ein Austreten der 
Salze n ich t m ehr erfolgen.

T ravertin  ist ein Kalktuffstein, der 
als W andverkleidung dem  W etter aus­
gesetzt gewisser Pflege bedarf. Die 
F lächen m üssen von Zeit zu Zeit mit 
Paraffinöl abgerieben werden.

T ravertin  als K alkstein ist m it stark 
verdünn ter Salzsäure zu reinigen. Die 
F lächen m üssen aber vorher gründlich 
genäßt und  nach der Säurebehandlung 
stark m it reinem  W asser u nd  Bürste nach­
gewaschen w erden. A nschließend hat die 
A breibung m it Paraffinöl zu erfolgen. 
M it der Säurebehandlung ist zunächst an 
weniger sichtbaren Stelle ein Versuch zu 
m achen; um  die Säurelösung festzustellen 
und die W irkung bezüglich Beseitigung 
der F ärbung  zu beobachten. Fr. A.

N r. 3265 . G e b ü h re n  f ü r  Z iegelei­
n e u b a u . Ziegeleien gehören zu den 
Ingen ieurbau ten  (Bauingenieure), und 
sind nach der G ebührenordnung der 
Ingenieure vom 6 . A pril 1937  zu be­
rechnen, auch sind die Vertragsbestim­
m ungen §§ 1 — 25  dieser GO. maßgebend, 
w enn n icht ein Sondervertrag geänderte 
B estim m ungen enthält. Gesamther­
stellungssum m e fü r Halle und Ringofen 
55000  RM . Ziegeleien sind nach Ziffer 12 
der Klasse 3 zugeteilt. Gesamtgebühr: 
1 1 , 3  Proz. =  55000 . 1 1 ,3_ _  Ö2I5 RM 

100
A usgeführt die E inzelleistungen Ziffer 
1 4 a— d m it 60 Proz. der Gesamtgebühr:
— —  — 3729  R M . Es wird ange-

100
nom m en, daß keine O berleitung, sondern 
nur örtliche Bauaufsicht ausgeübt wurde. 
D a der B auherr an dieser mitbeteiligt 
war, ist etwa die H älfte der Gebühr zu 
berechnen.

B erechnung nach Ziffer 18  der GO. =
25 Proz. der G esam tgebühr =  ^215 ■ 21

100
=  1554 R M ., davon die Hälfte =  777 RM- 
G ebührenfo rderung  dem nach 3729 +  777 
=  4506 R M . P r e l l e .

Herausgeber und verantwortlicher Hauptschriftleiter: 
CURT R. VINCENTZ.

Geschäftsstelle: Hannover Am Schiffaraben 41.

D E U T S C H E  B A U H Ü T T E  1930


